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BEGRÜNDUNG 

1. Begründung und Ziele des Vorschlags 

Ziel des Vorschlags ist es nicht, die Vorschriften für die Tilgung, Bekämpfung und 
Überwachung von Tierseuchen und Zoonosen zu ändern. Die Kommission will vielmehr 
einige Begleitinstrumente der gemeinschaftlichen Tiergesundheitspolitik aktualisieren 
und insbesondere 

– die geltenden Verfahrensvorschriften für eine finanzielle Beteiligung der 
Gemeinschaft an nationalen Programmen zur Tilgung, Überwachung und 
Bekämpfung von Tierseuchen gemäß Artikel 24 der Entscheidung 90/424/EWG des 
Rates vom 26. Juni 1990 über bestimmte Ausgaben im Veterinärbereich1 ändern, 

– der Gemeinschaft die Möglichkeit einräumen, auch mehrjährige Programme zur 
Tilgung, Bekämpfung und Überwachung von Tierseuchen und Zoonosen zu 
genehmigen und zu finanzieren, 

– den Anwendungsbereich der bisherigen Finanzierungsvorschriften erweitern, um 
die Informationspolitik im Bereich der Tiergesundheit und der Sicherheit von 
Lebensmitteln tierischen Ursprungs sowie die Anwendung integrierter EDV-
Systeme für das Veterinärwesen (TRACES) zu verbessern. 

In diesem Sinne wurde der beiliegende Vorschlag zur Änderung der Entscheidung 
90/424/EWG auf drei spezifische Themen begrenzt, die möglichst bald aktualisiert 
werden sollten, damit Kommission und Mitgliedstaaten ihre jeweiligen Aufgaben 
effizient wahrnehmen können. Diese Themen betreffen 

– die Änderung von Artikel 24 der Entscheidung damit künftig auch mehrjährige 
Programme zur Tilgung, Bekämpfung und Überwachung von Tierseuchen und 
Zoonosen finanziert und die Verfahren zur Finanzierung und zur Genehmigung der 
Programme vereinfacht werden können; 

– die Aktualisierung von Artikel 37a der Entscheidung, um der Tatsache Rechnung 
zu tragen, dass das ANIMO-System technisch angepasst und in das neue EDV-
System für das Veterinärwesen TRACES (System zur Überwachung der Bewegung 
lebender Tiere und zur Überwachung von EU-Einfuhren) einbezogen wurde; 

– die Änderung von Artikel 16 der Entscheidung, damit der Anwendungsbereich der 
Informationspolitik auf dem Gebiet des Tierschutzes künftig auch alle Aspekte der 
Tiergesundheit und der Sicherheit von Lebensmitteln tierischen Ursprungs umfasst. 

                                                 
1 ABl. L 224 vom 18.8.1990, S. 19; Entscheidung zuletzt geändert durch die Entscheidung 2006/53/EG (ABl. 

L 29 vom 2.2.2006, S. 37). 
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1.1. Allgemeiner Hintergrund des Vorschlags über Mehrjahresprogramme zur 
Tilgung, Bekämpfung und Überwachung von Tierseuchen und Zoonosen 

 Gemäß Artikel 24 der Entscheidung 90/424/EWG des Rates können die 
Mitgliedstaaten zur Durchführung von Programmen zur Tilgung, Bekämpfung und 
Überwachung von Tierseuchen eine Finanzhilfe der Gemeinschaft erhalten. Nach 
Artikel 29 werden Programme zur Überwachung und Bekämpfung von Zoonosen 
ebenfalls nach dem Verfahren von Artikel 24 finanziert. Obgleich die 
Mitgliedstaaten zwar Programme mit einer Laufzeit von mehreren Jahren vorlegen 
können, gilt in beiden Fällen, dass die Kommission diese Programme nur für 
jeweils ein Jahr finanzieren darf. 

 Die Genehmigung und finanzielle Unterstützung der genannten Programme durch 
die Gemeinschaft erfolgt zur Zeit nach dem Ausschussverfahren, wonach jährlich 
die Programme geprüft werden, die die Mitgliedstaaten bis zum 31. Mai jeden 
Jahres vorlegen. 

 Im Anhang der Entscheidung 90/424/EWG des Rates sind 23 endemische 
Tierkrankheiten sowie acht Zoonosen und andere Tierkrankheiten aufgelistet, für 
deren Bekämpfung bzw. Tilgung eine Finanzhilfe der Gemeinschaft gewährt 
werden kann. 

1.2. Allgemeiner Hintergrund des Vorschlags für ein integriertes EDV-System für 
das Veterinärwesen (TRACES) 

 Zur Zeit kann gemäß Artikel 37 der Entscheidung 90/424/EWG des Rates eine 
Finanzhilfe der Gemeinschaft für den Aufbau elektronischer Systeme zur 
Abwicklung der veterinärrechtlichen Einfuhrverfahren gewährt werden. Das für den 
Handel mit und die Einfuhr von lebenden Tieren und tierischen Erzeugnissen 
geltende TRACES-System wurde am 1. April 2004 ins Leben gerufen und muss 
gemäß der Entscheidung 2004/292/EG der Kommission ab dem 1. Januar 2005 in 
allen Mitgliedstaaten operativ sein. 

1.3. Allgemeiner Hintergrund des Vorschlags für eine Informationspolitik im 
Bereich der Tiergesundheit 

 Das im Weißbuch über die Sicherheit von Lebensmitteln2 vorgeschlagene 
umfassende und integrierte Konzept soll eine kohärentere und effizientere 
Rahmenregelung für die Sicherheit von Lebensmitteln und somit einen höheren 
Grad an Transparenz schaffen. 

                                                 
2 KOM(1999) 719 endg. 
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 Das Erfassen und Verbreiten von Informationen ist im Interesse einer gezielteren 
Ausarbeitung und Umsetzung von Rechtsvorschriften unerlässlich. Ebenso 
unabdinglich ist es, die maßgeblichen Vorschriften auf dem weiten Gebiet der 
Tiergesundheit und der Sicherheit von Lebensmitteln zu identifizieren und ihre 
Anwendung gemeinschaftsweit zu erleichtern. Dies würde auch die Arbeit der 
Kommission und der Mitgliedstaaten in internationalen Gremien unterstützen und 
das Verständnis der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften und die Transparenz 
gegenüber unseren Handelspartnern, insbesondere den Bewerberländern, 
verbessern. 

 Artikel 16 sieht Finanzhilfen der Gemeinschaft zur Förderung einer 
Informationspolitik im Bereich des Tierschutzes vor. Die Harmonisierung der 
Tiergesundheitsvorschriften und die stärkere Ausrichtung der Informationspolitik 
auf den Bereich der Tiergesundheit und der Sicherheit von Lebensmitteln tierischen 
Ursprungs würde durch die Schaffung von Informationsinstrumenten, 
einschließlich einer Datenbank, über die etwa erforderlich werdende Informationen 
erfasst, gespeichert und verbreitet werden können, erleichtert. 

2. Kohärenz mit anderen Politiken 

Die Kommission hat begonnen, die gesamte Tiergesundheitspolitik der Gemeinschaft zu 
evaluieren; dabei sollen auch Fragen zu den Kosten/Nutzen der bisherigen Instrumente 
zur Finanzierung der Überwachung, Bekämpfung und Tilgung von Tierseuchen und zu 
den Mitteln und Wegen, die Erzeugern einen Anreiz geben sollen, alle geeigneten 
Maßnahmen zu treffen, geprüft werden. Je nach Ergebnis dieser Evaluierung könnten 
Alternativen zum derzeitigen Verfahren der finanziellen Unterstützung der 
Mitgliedstaaten vorgeschlagen werden. 

Bei der Erarbeitung der Vorschläge für Mehrjahresprogramme, TRACES und die 
Informationspolitik im Bereich der Tiergesundheit und Lebensmittelsicherheit wurde den 
Fragen, die die Kommission veranlasst haben, die Tiergesundheitspolitik der 
Gemeinschaft zu evaluieren, umfassend Rechnung getragen. 

3. Begründung und erwartete Ergebnisse 

3.1. Erwartete Ergebnisse des Vorschlags für Mehrjahresprogramme 

 Der vorliegende Vorschlag soll der Kommission die Möglichheit geben, künftig 
auch mehrjährige Programme zu genehmigen und zu finanzieren. 

 Die Verfahrensvorschriften für die Genehmigung und Finanzierung von 
Programmen werden vereinfacht, insbesondere durch Abschaffung eines der beiden 
Beschlussfassungsverfahren, die nach den geltenden Vorschriften erforderlich sind. 

 Das Mehrjahreskonzept garantiert eine bessere Verwaltung. Mehrjahresprogramme, 
die für eine Höchstlaufzeit von sechs Jahren genehmigt werden sollen, dürften die 
Ziele der Tilgungsprogramme deutlicher und prüfbarer machen und sicherstellen, 
dass die Gemeinschaftsmittel angemessen verwendet werden, wodurch sich auch 
die Transparenz verbessert. 
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 Ein kürzeres Seuchenverzeichnis erleichtert die Prioritätensetzung. Damit die 
gemeinschaftliche Tilgungs-, Bekämpfungs- und Überwachungspolitik durch mehr 
Transparenz, Effizienz und Wirksamkeit bessere Ergebnisse erzielen kann, müssen 
die Prioritäten besser definiert werden. Die neue Liste, die den 
Gemeinschaftsprioritäten Rechnung trägt, wurde unter Berücksichtigung der 
Auswirkungen der Tierkrankheiten auf die öffentliche Gesundheit sowie den 
internationalen und innergemeinschaftlichen Handel erstellt. 

 Im Interesse der Kohärenz und Effizienz empfiehlt es sich, die Listen der 
Tierseuchen und Zoonosen zusammenzufassen und die Finanzhilfen der 
Gemeinschaft nach einem einheitlichen Verfahren zu gewähren. 

 Eine kürzere Krankheitsliste dürfte es ermöglichen, die für eine Finanzhilfe der 
Gemeinschaft in Frage kommenden Maßnahmen nach Prioritäten festzulegen, 
womit gewährleistet wird, dass Gemeinschaftsmittel wirksamer und angemessener 
verwendet werden. Finanzhilfen können – im Rahmen der gemeinschaftlichen 
Mittelausstattung - gewährt werden, wenn die Prioritäten des betreffenden 
Mitgliedstaats mit den Prioritäten der Gemeinschaft übereinstimmen und wenn das 
Programm des Mitgliedstaats gegebenenfalls mit Programmen vereinbar ist, die 
bereits in anderen Mitgliedstaaten finanziert werden. 

3.2. Erwartete Ergebnisse des Vorschlags für ein integriertes EDV-System für das 
Veterinärwesen (TRACES) 

 Gemäß Artikel 37a der Entscheidung 90/424/EWG des Rates kann für die 
Informatisierung der veterinärmedizinischen Verfahren bei der Einfuhr (Shift-
Projekt) gemäß der Entscheidung 92/438/EWG ein finanzieller Beitrag der 
Gemeinschaft gewährt werden. Das Shift-System und das entsprechende EDV-
Instrument zum Verbund der Veterinärbehörden (Animo), das mit der Entscheidung 
91/398/EWG der Kommission ins Leben gerufen wurde, sind durch das integrierte 
Traces-System ersetzt worden. 

 Mit dem Vorschlag soll der Wortlaut von Artikel 37a geändert werden, um diesen 
Entwicklungen Rechnung zu tragen und die Finanzierung der Kosten für die 
Errichtung und Unterhaltung des integrierten Systems ausdrücklich zu regeln. 

3.3. Erwartete Ergebnisse des Vorschlags für eine Informationspolitik im Bereich 
der Tiergesundheit und der Sicherheit von Lebensmitteln tierischen 
Ursprungs 

 Mit dem im Weißbuch über die Sicherheit von Lebensmitteln3 vorschlagenen 
umfassenden und integrierten Konzept soll eine kohärentere und angemessenere 
Rahmenregelung für die Politik betreffend die Sicherheit von Lebensmitteln und 
somit ein höherer Grad an Transparenz geschaffen werden. 

                                                 
3 KOM(1999) 719 endg. 
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 Auf dem weiten Gebiet der Tiergesundheit und der Lebensmittelsicherheit ist das 
Erfassen von Informationen unerlässlich, wenn Rechtsvorschriften gezielter 
ausgearbeitet und umgesetzt werden sollen. Eine verbesserte Erfassung und 
Verbreitung von Informationen würde auch die Tätigkeit der Kommission und der 
Mitgliedstaaten in internationalen Foren erleichtern, weil sie das Verständnis der 
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften und die Transparenz gegenüber unseren 
Handelspartnern, insbesondere den Bewerberländern, verbessern. 

 Artikel 16 der Entscheidung sieht zur Zeit Finanzhilfen zur Erarbeitung einer 
Informationspolitik im Bereich des Tierschutzes vor. 

 Mit dem Vorschlag soll der Anwendungsbereich dieser Vorschriften auf alle 
Aspekte der Tiergesundheit und der Sicherheit von Lebensmitteln tierischen 
Ursprungs ausgedehnt werden. 

4. Anhörung von Interessengruppen und Folgenabschätzung 

4.1. Anhörung von Interessengruppen 

 Die Frage der Mehrjahresprogramme wurde in mehreren Arbeitsgruppen und 
insbesondere auf der Sitzung der Leiter der Veterinärdienststellen vom 
22. September 2004 mit den Mitgliedstaaten erörtert. Man gelangte zu dem Schluss, 
dass mehrjährige Programme zur Tilgung, Bekämpfung und Überwachung von 
Tierseuchen und Zoonosen gewährleisten würden, dass die gesteckten Ziele besser 
und wirksamer erreicht werden. Mehrjahresprogramme lägen auch im Interesse 
einer besseren Programmverwaltung. 

 Zu TRACES forderte das Europäische Parlament in seiner Entschließung  
A5-0396/2000 über den Ausbruch von klassischer Schweinepest im Jahr 1997/98, 
die in Reaktion auf den Sonderbericht Nr. 1/2000 des Rechnungshofs4 erlassen 
wurde, dass Animo (ein EDV-System zum Verbund der Veterinärdienststellen) 
unter der totalen Kontrolle der Kommission verwaltet und entwickelt wird und dass 
die Änderungen im Sinne der Bemerkungen des Rechnungshofs vorgenommen 
werden. Unter Punkt 123 des Berichts Nr. A5-0405/2002 des Parlaments über 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Maul- und Klauenseuche in der Europäischen 
Union im Jahr 2001 und künftige Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung von 
Tierseuchen in der Europäischen Union heißt es ferner, dass die Kommission 
unverzüglich Maßnahmen treffen sollte, um das bestehende System zur 
Überwachung der Bewegung lebender Tiere innerhalb der EU (Animo-System) zu 
verbessern. Außerdem sollte das System zur Überwachung der Einfuhren in die EU 
(Shift-System) so schnell wie möglich eingeführt werden. 

                                                 
4 ABl. C 85 vom 23.3.2000, S. 1. 



Drucksache 472/06 6 

 

4.2. Einholung und Nutzung von Expertenwissen 

 In den vergangenen Jahren wurde darüber nachgedacht, wie die 
Mehrjahresprogramme zur Tilgung, Bekämpfung und Überwachung von 
Tierseuchen besser verwaltet werden könnten, ohne die oben erwähnte Evaluierung 
der gemeinschaftlichen Tiergesundheitspolitik in Frage zu stellen. Dabei wurde 
auch den Erfahrungen Rechnung getragen, die im Zuge der Einrichtung einer 
gemäß Aktion 29 des Weißbuchs über die Lebensmittelsicherheit eingesetzten Task 
Force zur Überwachung der Seuchentilgung in den Mitgliedstaaten erzielt wurden. 

4.3. Folgenabschätzung 

 Der Vorschlag dürfte keine großen wirtschaftlichen, umweltpolitischen und/oder 
sozialen Folgen für einen bestimmten oder für verschiedene Sektoren haben, auch 
nicht für große Interessengruppen. Hier geht es nicht um eine politische Reform, 
sondern vielmehr um die Aktualisierung der geltenden Vorschriften in diesem 
Bereich, mit dem Ziel, die verfügbaren Mittel besser zu nutzen. 

 Die vorgeschlagenen kleineren technischen Änderungen betreffen lediglich die 
zuständigen Behörden und andere Verwaltungsstellen, die von der allgemeinen 
Vereinfachung der geltenden Verfahrensvorschriften profitieren. 

5. Rechtliche Aspekte des Vorschlags 

5.1. Rechtsgrundlage 

 Rechtsgrundlage ist der Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, 
insbesondere Artikel 37. 

5.2. Subsidiaritätsprinzip und Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

 Die in diesem Vorschlag festgelegten Tiergesundheitsvorschriften fallen in die 
Zuständigkeit der Gemeinschaft. Darüber hinaus steht die Harmonisierung der 
wichtigsten Regelungen zum Schutz der Gesundheit von Mensch und Tier in 
Einklang mit dem Subsidiaritätsprinzip. 

 Die vorgeschlagenen Änderungen sind auf das zur Aktualisierung der geltenden 
Vorschriften absolut erforderliche Maß begrenzt. Die 
Berichterstattungsvorschriften, die den Mitgliedstaaten durch die Aktualisierung 
von Artikel 24 auferlegt werden, bringen keinen zusätzlichen Arbeitsaufwand. Sie 
sind jedoch notwendig, damit die Kommission die ordnungsgemäße Durchführung 
der von der Gemeinschaft kofinanzierten Programme überwachen und sicherstellen 
kann, dass die von den Mitgliedstaaten erlassenen Vorschriften zur Durchführung 
dieser Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele dieser Programme beitragen. 
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5.3. Wahl der Instrumente 

 Als Rechtsinstrument wird eine Entscheidung vorgeschlagen. Da der Vorschlag die 
Änderung geltender Vorschriften zur Finanzierung der Ausgaben im 
Veterinärbereich betrifft, die ebenfalls in einer Ratsentscheidung festgelegt sind, 
wurde zur Änderung dieser Vorschriften ebenfalls eine Ratsentscheidung gewählt. 

6. Finanzielle Auswirkungen 

6.1. Finanzielle Auswirkungen des Vorschlags für Mehrjahresprogramme zur 
Tilgung, Bekämpfung und Überwachung von Tierseuchen und Zoonosen 

 Die vorgeschlagenen Änderungen ziehen keine zusätzlichen Kosten für die 
Mitgliedstaaten und den Gemeinschaftshaushalt nach sich. 

6.2. Finanzielle Auswirkungen des TRACES-Vorschlags 

 Eine Finanzhilfe der Gemeinschaft in Höhe von 300 000 EUR zur logistischen 
Unterstützung des TRACES-Systems im Interesse der Systembenutzer wurde mit 
der Entscheidung 2004/675/EWG der Kommission5 bereits für eine Anlaufzeit von 
15 Monaten eingeführt. 

 Die ungefähren zusätzlichen Jahreskosten zulasten des Gemeinschaftshaushalts ab 
dem Jahr 2006 lassen sich wie folgt veranschlagen: 

– Errichtung des Systems: 500 000 EUR 

– Entwicklung des Systems: 100 000 EUR 

6.3. Finanzielle Auswirkungen des Vorschlags für eine Informationspolitik im 
Bereich der Tiergesundheit und der Sicherheit von Lebensmitteln tierischen 
Ursprungs 

 Die Kosten zulasten des Gemeinschaftshaushalts sollten unter dem Posten „andere 
Veterinärmaßnahmen“ eingeordnet werden und dürften den Gemeinschaftshaushalt 
jährlich mit zusätzlichen 200 000 EUR belasten. 

                                                 
5 ABl. L 309 vom 6.10.2004, S. 26. 
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7. Zusätzliche Informationen 

7.1. Aufhebung geltender Vorschriften 

 Die Annahme des Vorschlags geht mit der Aufhebung der Entscheidung 
90/638/EWG des Rates über Gemeinschaftskriterien für Maßnahmen zur Tilgung 
und Überwachung bestimmter Tierseuchen6 einher. In den technischen Anhängen 
dieser Entscheidung sind die Kriterien festgelegt, die die der Kommission von den 
Mitgliedstaaten vorgelegten Programme erfüllen müssen, um im Rahmen von 
Artikel 24 der Entscheidung 90/424/EWG genehmigt zu werden. 

 Bei diesen Kriterien handelt es sich um rein technische Anforderungen, mit denen 
sichergestellt werden soll, dass die Programmmaßnahmen wirken. Daher empfiehlt 
es sich, diese technischen Kriterien ebenso wie die Durchführungsvorschriften für 
die Formatierung der Programme und Berichte nach dem Ausschussverfahren in 
einer einzigen Kommissionsentscheidung festzulegen. 

 Die Kommission beabsichtigt, bis zum Tag des Inkrafttretens der Ratsentscheidung 
(vorliegender Vorschlag) nach dem Ausschussverfahren eine 
Kommissionsentscheidung zu erlassen, in der die Kriterien und 
Standardvorschriften für den Inhalt der Programme und die Berichterstattung 
festgelegt sind. 

 Dies dürfte die geltenden Vorschriften vereinfachen und die Belastung von 
Mitgliedstaaten und Kommission durch unnötige Rechtsvorschriften verringern. 

7.2. Europäischer Wirtschaftsraum 

 Der Vorschlag ist für den EWR nicht von Belang, da unter die Entscheidung 
90/424/EWG fallende Finanzierungsinstrumente nicht in den EWR einbezogen 
sind. 

                                                 
6 ABl. L 347 vom 12.12.1990, S. 27. Entscheidung zuletzt geändert durch die Richtlinie 92/65/EWG (ABl. L 

268 vom 14.9.1992, S. 54). 
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2006/0098 (CNS) 

Vorschlag für eine 

ENTSCHEIDUNG DES RATES 

zur Änderung der Entscheidung 90/424/EWG über bestimmte Ausgaben 
im Veterinärbereich 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 37, 

auf Vorschlag der Kommission7, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments8, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses9, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Maßnahmen der Mitgliedstaaten zur Tilgung, Bekämpfung und Überwachung von 
Tierseuchen und Zoonosen werden von der Gemeinschaft auf der Grundlage von 
Jahresprogrammen finanziell unterstützt, die nach den Verfahrensvorschriften von 
Artikel 24 der Entscheidung 90/424/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 über 
bestimmte Ausgaben im Veterinärbereich10 genehmigt wurden. 

(2) Unter besonderer Berücksichtigung der Erfahrungen, die im Rahmen der Arbeiten der 
gemäß Aktion 29 des Weißbuchs zur Lebensmittelsicherheit11 eingesetzten Task Force 
zur Überwachung der Tilgung von Krankheiten in den Mitgliedstaaten erzielt wurden, 
hat es sich bei der Überprüfung der Verfahrensvorschriften für die finanzielle 
Beteiligung der Gemeinschaft an Programmen zur Tilgung, Bekämpfung und 
Überwachung von Tierseuchen und Zoonosen gezeigt, dass sich mit mehrjährigen 
Programmen und einer neuen Liste der betreffenden Krankheiten und Zoonosen 
bessere Ergebnisse erzielen lassen. Mehrjährige Programme zur Tilgung, Bekämpfung 
und Überwachung von Tierseuchen und Zoonosen würden gewährleisten, dass die 
Programmziele effizienter und wirksamer verwirklicht und die Verwaltung und 
Prüfbarkeit der Programme besser und transparenter werden, wodurch auch die 
Gemeinschaftsmittel wirksamer verwendet würden. Daher empfiehlt es sich, die 
Vorschriften für diese Programme dahingehend zu ändern, dass künftig auch 
Mehrjahresprogramme finanziert werden können. 

                                                 
7 ABl. C […] vom […], S. […]. 
8 ABl. C […] vom […], S. […]. 
9 ABl. C […] vom […], S. […]. 
10 ABl. L 224 vom 18.8.1990, S. 19. Entscheidung zuletzt geändert durch die Entscheidung 2006/53/EG 

(ABl. L 29 vom 2.2.2006, S. 37). 
11 KOM(1999) 719 endg. 
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(3) Die Überprüfung hat ferner gezeigt, dass eine Liste mit einer begrenzten Anzahl von 
Tierseuchen und Zoonosen, die für eine Kofinanzierung in Frage kommen, die 
Effizienz und Wirksamkeit der Tilgungs-, Bekämpfungs- und 
Überwachungsprogramme verstärken würde. Bei der Erstellung dieser Liste von 
Krankheiten und Zoonosen, die den Gemeinschaftsprioritäten entsprechen sollten und 
deren Tilgung von der Gemeinschaft finanziell unterstützt werden kann, sollte den 
potenziellen Auswirkungen der jeweiligen Krankheiten und Zoonosen auf die 
öffentliche Gesundheit und den internationalen und innergemeinschaftlichen Handel 
mit Tieren und Erzeugnissen tierischen Ursprungs Rechnung getragen werden. Die 
besonderen Vorschriften für die Zoonosenbekämpfung sollten daher gestrichen 
werden. 

(4) Zur Vereinfachung des Verfahrens für die Genehmigung der der Kommission von den 
Mitgliedstaaten vorgelegten Tilgungs-, Bekämpfungs- und Überwachungsprogramme 
sollte die Genehmigung der Programme, die für eine Finanzhilfe der Gemeinschaft in 
Frage kommen, künftig nicht mehr zwei Entscheidungen erfordern (eine über die 
Aufnahme des Programms in die Liste der förderfähigen Programme und eine zweite 
zur Genehmigung des Programms), sondern in einem einzigen Entscheidungsschritt 
erfolgen. 

(5) Damit die Kommission die Durchführung der Programme überwachen kann, sollten 
die Mitgliedstaaten der Kommission regelmäßig über den Stand der Durchführung der 
Maßnahmen, die erzielten Ergebnisse und die damit verbundenen Ausgaben Bericht 
erstatten. 

(6) Die Entscheidung 90/638/EWG des Rates vom 27. November 1990 mit 
Gemeinschaftskriterien für Maßnahmen zur Tilgung und Überwachung bestimmter 
Tierseuchen12 enthält sowohl technische Vorschriften als auch Vorschriften für die 
Übermittlung von Informationen zu den Tilgungs-, Bekämpfungs- und 
Überwachungsprogrammen, für die eine Finanzhilfe der Gemeinschaft beantragt wird. 
Diese technischen und Informationsvorschriften sollten aktualisiert sowie regelmäßig 
und rechtzeitig an den wissenschaftlich-technischen Fortschritt und die aus der 
Durchführung der Programme gezogenen Rückschlüsse angepasst werden. Die 
Kommission sollte daher befugt werden, diese technischen Kriterien festzulegen und 
erforderlichenfalls zu aktualisieren. Die Entscheidung 90/638/EWG des Rates kann 
somit aufgehoben werden. 

(7) Die Entscheidung 2004/292/EG der Kommission vom 30. März 2004 zur Einführung 
des TRACES-Systems und zur Änderung der Entscheidung 92/486/EWG13 regelt die 
Integration der bisherigen EDV-Systeme (Animo und Shift) in das neue System. Daher 
empfiehlt es sich, den bei der Informatisierung der veterinärrechtlichen Verfahren 
erzielten technischen Fortschritten Rechnung zu tragen und die erforderlichen Mittel 
für die Errichtung, Verwaltung und Unterhaltung der integrierten EDV-Systeme für 
das Veterinärwesen bereitzustellen. 

                                                 
12 ABl. L 347 vom 12.12.1990, S. 27. Entscheidung geändert durch die Richtlinie 92/65/EWG 

(ABl. L 268 vom 14.9.1992, S. 54). 
13 ABl. L 94 vom 31.3.2004, S. 63. Entscheidung geändert durch die Entscheidung 2005/123/EG 

(ABl. L 39 vom 11.2.2005, S. 53). 
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(8) Die Erfassung von Informationen ist im Interesse einer besseren Ausarbeitung und 
Umsetzung von Rechtsvorschriften in den Bereichen Tiergesundheit und 
Lebensmittelsicherheit unerlässlich. Außerdem besteht die dringende Notwendigkeit, 
Informationen über die Gesetzgebung in den Bereichen Tiergesundheit und 
Lebensmittelsicherheit in der ganzen Gemeinschaft zu verbreiten. In diesem Sinne 
empfiehlt es sich, den Geltungsbereich der Entscheidung 90/424/EWG zu erweitern 
und den Aspekt der Tiergesundheit und der Sicherheit von Lebensmitteln tierischen 
Ursprungs in die Finanzierung der Informationspolitik im Bereich des Tierschutzes 
einzubeziehen. 

(9) Die Entscheidung 90/424/EWG ist daher entsprechend zu ändern - 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Entscheidung 90/424/EWG wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 dritter Gedankenstrich erhält folgende Fassung: 

„− Programmen zur Tilgung, Bekämpfung und Überwachung von Tierseuchen 
und Zoonosen.” 

2. Artikel 16 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 16 

Die Gemeinschaft fördert eine Informationspolitik im Bereich der Tiergesundheit, 
des Tierschutzes und der Sicherheit von Lebensmitteln tierischen Ursprungs, indem 
sie sich finanziell beteiligt an 

a) der Errichtung und Entwicklung von Informationsinstrumenten, einschließlich 
einer Datenbank zur 

i) Erfassung und Speicherung aller Informationen über 
Gemeinschaftsvorschriften auf dem Gebiet der Tiergesundheit, des 
Tierschutzes und der Sicherheit von Lebensmitteln tierischen Ursprungs; 

ii) Verbreitung der Informationen gemäß Ziffer i) an die zuständigen 
Behörden, die Erzeuger und die Verbraucher; 

b) der Durchführung der zur Ausarbeitung und Entwicklung von 
Rechtsvorschriften im Tierschutzbereich erforderlichen Studien.” 

3. Die Überschrift von Titel II erhält folgende Fassung: 

„Programme zur Tilgung, Bekämpfung und Überwachung von Tierseuchen und 
Zoonosen” 
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4. Artikel 24 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 24 

(1) Zur Erstattung der Ausgaben, die die Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Finanzierung nationaler Programme zur Tilgung, Bekämpfung und 
Überwachung der im Anhang aufgelisteten Tierseuchen und Zoonosen 
(„Programme“) tätigen, wird eine finanzielle Maßnahme der Gemeinschaft 
eingeführt.  

 Die Liste im Anhang kann nach dem Verfahren von Artikel 41 geändert 
werden, um insbesondere neu auftretenden Tierseuchen Rechnung zu tragen, 
die die Tiergesundheit und indirekt auch die öffentliche Gesundheit gefährden. 

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission jährlich bis spätestens 
31. März jeden Jahres die im folgenden Jahr anlaufenden Jahres- oder 
Mehrjahresprogramme, für die sie eine Finanzhilfe der Gemeinschaft 
beantragen möchten. 

 Nach dem 31. März vorgelegte Programme kommen für eine Finanzierung im 
folgenden Jahr nicht in Frage. 

 Die von den Mitgliedstaaten vorgelegten Programme erfüllen die nach dem 
Verfahren von Artikel 41 festgelegten Kriterien. Für Mehrjahresprogramme 
werden die nach den vorgenannten Kriterien zu übermittelnden Informationen 
für jedes Jahr der Programmlaufzeit übermittelt. 

(3) Die Kommission kann einen Mitgliedstaat auffordern, ein 
Mehrjahresprogramm vorzulegen bzw. die Laufzeit eines vorgelegten 
Jahresprogramms zu verlängern, wenn ein Mehrjahresprogramm im Interesse 
der effizienteren und wirksameren Tilgung, Bekämpfung und Überwachung 
einer bestimmten Seuche für erforderlich gehalten wird, um insbesondere 
potenzielle Risiken für die Tiergesundheit und indirekt die öffentliche 
Gesundheit abzuwehren. 

(4) Die Kommission bewertet die von den Mitgliedstaaten vorgelegten Programme 
unter veterinärrechtlichen und finanziellen Gesichtspunkten. 

 Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission alle zusätzlichen 
Informationen, die zur Bewertung des Programms erforderlich sind. 

 Der Zeitraum für die Erfassung aller Programminformationen läuft am 
15. September jeden Jahres ab. 

(5) Bis spätestens 30. November jeden Jahres wird nach dem Verfahren von 
Artikel 42 Folgendes genehmigt: 

a) die Programme, die gegebenenfalls geändert wurden, um der Bewertung 
gemäß Absatz 4 Rechnung zu tragen; 

b) die Höhe der Finanzhilfe der Gemeinschaft; 
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c) der Höchstbetrag der Finanzhilfe der Gemeinschaft; 

d) etwaige Vorbedingungen für den Erhalt der Finanzhilfe der 
Gemeinschaft. 

 Programme werden für höchstens sechs Jahre genehmigt. 

(6) Änderungen der Programme werden nach dem Verfahren von Artikel 42 
genehmigt. 

(7) Für jedes genehmigte Programm übermitteln die Mitgliedstaaten der 
Kommission folgende Berichte: 

a) technische und finanzielle Zwischenberichte; 

b) bis spätestens 31. März jeden Jahres einen ausführlichen technischen 
Jahresbericht, einschließlich der Auswertung der erzielten Ergebnisse 
und eine detaillierte Aufstellung der im Vorjahr getätigten Ausgaben. 

(8) Die Anträge auf Erstattung der von einem Mitgliedstaat für ein bestimmtes 
Programm im Vorjahr getätigten Ausgaben werden bis spätestens 31. März bei 
der Kommission eingereicht. 

 Bei zu spät gestellten Erstattungsanträgen wird die Finanzhilfe der 
Gemeinschaft am 1. Mai um 25 %, am 1. Juni um 50 %, am 1. Juli um 75 % 
und am 1. September des betreffenden Jahres um 100 % gekürzt. 

 Bis spätestens 30. Oktober jeden Jahres beschließt die Kommission über die 
Finanzhilfe der Gemeinschaft; sie berücksichtigt dabei die technischen und 
finanziellen Berichte, die der betreffende Mitgliedstaat gemäß Absatz 7 
vorgelegt hat. 

(9) In Zusammenarbeit mit der zuständigen Behörde können Sachverständige der 
Kommission Kontrollen vor Ort durchführen, soweit dies zur Sicherstellung 
der einheitlichen Anwendung dieser Entscheidung gemäß Artikel 45 der 
Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates14 
erforderlich ist.  

 Bei der Durchführung dieser Kontrollen können sich die Sachverständigen der 
Kommission von einer nach dem Verfahren von Artikel 41 gebildeten 
Sachverständigengruppe unterstützen lassen. 

(10) Die Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel werden nach dem Verfahren 
von Artikel 41 erlassen”. 

                                                 
14 ABl. L 165 vom 30.4.2004, S. 1; berichtigte Fassung in ABl. L 191 vom 28.5.2004, S. 1. 
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5. Artikel 26 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 26 

Die zur finanziellen Unterstützung der Programme erforderlichen Haushaltsmittel 
der Gemeinschaft werden jährlich festgesetzt. Die Mittelbindungen für die 
Mehrjahresprogramme werden nach dem Verfahren von Artikel 76 Absatz 3 der 
Verordnung (EG) 1605/2002 des Rates15 beschlossen. Bei Mehrjahresprogrammen 
erfolgt die erste Mittelbindung nach der Programmgenehmigung. Jede folgende 
Mittelbindung wird von der Kommission auf der Grundlage der Entscheidung zur 
Gewährung einer Finanzhilfe gemäß Artikel 24 Absatz 5 vorgenommen. ” 

6. Die Artikel 29, 29a, 32 und 33 werden gestrichen. 

7. Artikel 37a Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Zur Informatisierung der veterinärrechtlichen Verfahren für 

a) den innergemeinschaftlichen Handel mit und die Einfuhr von lebenden Tieren 
und Erzeugnissen tierischen Ursprungs, 

b) die Errichtung, Verwaltung und Unterhaltung integrierter EDV-Systeme für 
das Veterinärwesen 

kann eine gemeinschaftliche Finanzhilfe gewährt werden.” 

8. Der Anhang erhält die Fassung des Anhangs der vorliegenden Entscheidung. 

Artikel 2 

Die Entscheidung 90/638/EWG des Rates wird ab dem Tag des Inkrafttretens der 
Entscheidung zur Festlegung der Kriterien gemäß Artikel 24 Absatz 2 Unterabsatz 3 der 
Entscheidung 90/424/EWG und der Durchführungsvorschriften gemäß Artikel 24 Absatz 10 
der genannten Entscheidung aufgehoben. 

Artikel 3 

Für Programme, die bereits vor dem Tag des Inkrafttretens dieser Entscheidung genehmigt 
werden, gelten weiterhin die einschlägigen Bestimmungen der Entscheidung 90/424/EWG. 

                                                 
15 ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1. 
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Artikel 4 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.  

Geschehen zu Brüssel, am 

 Im Namen des Rates 
 Der Präsident 
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ANHANG 

Tierseuchen und Zoonosen 

– Rindertuberkulose 

– Rinderbrucellose 

– Schaf- und Ziegenbrucellose (B. melitensis) 

– Blauzungenkrankheit in endemischen oder stark seuchengefährdeten Gebieten  

– Afrikanische Schweinepest 

– Vesikuläre Schweinekrankheit 

– Klassische Schweinepest 

– Infektiöse Hämatopoetische Nekrose 

– Infektiöse Anämie des Lachses 

– Milzbrand 

– Lungenseuche des Rindes (CBPP) 

– Aviäre Influenza 

– Tollwut 

– Echinokokkose 

– Transmissible Spongiforme Enzephalopathien (TSE) 

– Campylobakteriose 

– Listeriose 

– Salmonellose (zoonotische Salmonellenerkrankungen) 

– Trichinellose 

– Verotoxigene E. coli-Infektionen” 
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FINANZBOGEN 

1. BEZEICHNUNG DES VORSCHLAGS: Vorschlag für eine Entscheidung des Rates 
zur Änderung der Entscheidung 90/424/EWG des Rates über bestimmte Ausgaben im 
Veterinärbereich 

2. ABM / ABB-Rahmen 

Politikbereich: GESUNDHEIT UND VERBRAUCHERSCHUTZ 

Tätigkeitsbereich: LEBENSMITTELSICHERHEIT, TIERGESUNDHEIT,  
 TIERSCHUTZ UND PFLANZENGESUNDHEIT 

3. HAUSHALTSLINIEN 

3.1 Haushaltslinien 

 17.0401: Programme zur Tilgung und Überwachung von 
 Tierseuchen und zur Überwachung des durch externe  
 Faktoren verursachten körperlichen Zustands von Tieren, die ein 
 Risiko für die Gesundheit der Bevölkerung darstellen 

 17.0402: Sonstige Veterinärmaßnahmen sowie Maßnahmen im Bereich des  
 Tierschutzes und der öffentlichen Gesundheit 

3.2 Dauer der Maßnahme und ihrer finanziellen Auswirkungen: 

 DIE MASSNAHME IST ZEITLICH NICHT BEGRENZT. 

3.3 Haushaltstechnische Merkmale (erforderlichenfalls weitere Zeilen 
hinzufügen): 

Haushalts-
linie Art der Ausgaben Neu EFTA- Beitrag 

Beiträge von 
Bewerber-

ländern 

Rubrik in der 
finanziellen 

Vorausschau 

17.0401 NOA NGM JA NEIN NEIN Nr. [1A] 

17.0402 NOA NGM JA NEIN NEIN Nr. [1A] 

17.0403 NOA NGM NEIN NEIN NEIN Nr. [1A] 
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4. RESSOURCEN IM ÜBERBLICK 

4.1 Finanzielle Ressourcen 

4.1.1 Überblick über die erforderlichen Verpflichtungsermächtigungen (VE) und 
Zahlungsermächtigungen (ZE) 

in Mio. € (gerundet auf 3 Dezimalstellen) 

Art der Ausgaben Ab-
schnitt 

 Jahr 
2006 

n + 1 n + 2 n + 3 n + 4 n + 5 
und 

Folge-
jahre 

Ins-
gesamt 

Operative Ausgaben         
Verpflichtungs- 
ermächtigungen (VE) 8.1 a 0,8 0,8 0,8 0,8 0,8 0,8 4,8 

Zahlungsermächtigungen 
(ZE)  b 0,8 0,8 0,8 0,8 0,8 0,8 4,8 

Im Referenzbetrag enthaltene Verwaltungsausgaben      
Technische & administra-
tive Unterstützung 
(NGM) 

8.2.4 c 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

RREEFFEERREENNZZBBEETTRRAAGG  IINNSSGGEESSAAMMTT                

Verpflichtungs-
ermächtigungen  a+c 0,8 0,8 0,8 0,8 0,8 0,8 4,8 

Zahlungs-
ermächtigungen  b+c 0,8 0,8 0,8 0,8 0,8 0,8 4,8 

Im Referenzbetrag nicht enthaltene Verwaltungsausgaben    
Personalausgaben und 
Nebenkosten (NGM) 8.2.5 d 0,108 0,108 0,108 0,108 0,108 0,108 0,648 

Sonstige im Referenzbetrag 
nicht enthaltene 
Verwaltungskosten, außer 
Personalausgaben und 
Nebenkosten (NGM) 

8.2.6 e 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

Geschätzte Gesamtkosten für die Finanzierung der Maßnahme 

VE INSGESAMT, 
einschließlich 
Personalkosten 

 
a+c
+d+

e 
0,908 0,908 0,908 0,908 0,908 0,908 5,448 

ZE INSGESAMT, 
einschließlich 
Personalkosten 

 
b+c
+d+

e 
0,908 0,908 0,908 0,908 0,908 0,908 5,448 
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Angaben zur Kofinanzierung – – 

Sieht der Vorschlag eine Kofinanzierung seitens der Mitgliedstaaten oder sonstiger 
Organisationen (bitte angeben, um welche es sich dabei handelt) vor, so ist in der 
nachstehenden Tabelle die voraussichtliche Höhe der entsprechenden 
Finanzierungsbeiträge anzugeben (beteiligen sich mehrere Einrichtungen an der 
Kofinanzierung, so können zusätzliche Zeilen in die Tabelle eingefügt werden): 

in Mio. € (gerundet auf 3 Dezimalstellen) 

Kofinanzierende 
Instanzen 

 

Jahr n n + 1 n + 2 n + 3 n + 4 n + 5 
und 

Folge-
jahre 

Ins-
gesamt 

…………………… f        

ZE INSGESAMT, 
einschließlich 
Kofinanzierung 

a+c+d+
e+f 

       

 

4.1.2 Vereinbarkeit mit der Finanzplanung 

X Der Vorschlag ist mit der derzeitigen Finanzplanung vereinbar. 

 Der Vorschlag macht eine Anpassung der betreffenden Rubrik der 
Finanziellen Vorausschau erforderlich. 

 Der Vorschlag erfordert möglicherweise eine Anwendung der Inter-
institutionellen Vereinbarung (z.B. Inanspruchnahme des Flexibilitäts-
instruments oder Änderung der Finanziellen Vorausschau). 

4.1.3 Finanzielle Auswirkungen auf die Einnahmen 

X Der Vorschlag zeitigt keine finanziellen Auswirkungen auf die 
Einnahmen. 

 Folgende finanzielle Auswirkungen auf die Einnahmen sind zu 
erwarten: 

NB: Alle Einzelheiten und Bemerkungen zur Methode der Berechnung 
der Auswirkungen auf die Einnahmen sollten in einer separaten 
Anlage aufgezeigt werden. 
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in Mio. € (gerundet auf eine Dezimalstelle) 

  Situation nach der Maßnahme 

Haushalts-
linie 

Einnahme 

Vor der 
Maß-
nahme 
[Jahr 
n-1] 

[Jahr 
n] 

[n+1] [n+2] [n+3] [n+4] [n+5] 

(a) Einnahme 
(Absolutwert) 

        

(b) Änderung der 
Einnahme 

 
∆ 

      

(Bitte jede betroffene Haushaltslinie angeben und gegebenenfalls weitere Reihen 
hinzufügen, wenn es Auswirkungen auf mehr als eine Haushaltslinie gibt.) 

4.2 Humanressourcen - Vollzeitäquivalent (Beamte, Zeitbedienstete und externes 
Personal) – Einzelheiten hierzu siehe Ziffer 8.2.1. 

Jährlicher Bedarf Jahr n n + 1 n + 2 n + 3 n + 4 n + 5 
und 

Folge-
jahre 

Erforderliche 
Humanressourcen 
insgesamt 

1 1 1 1 1 1 

 

5. MERKMALE UND ZIELE 

5.1 Kurz- oder längerfristig zu deckender Bedarf in Bezug auf die verschiedenen 
vorgeschlagenen Änderungen der geltenden Vorschriften 

5.1.1 Mehrjährige Tilgungsprogramme 

 Der Übergang von Jahres- zu Mehrjahresprogrammen würde eine 
effizientere und wirksamere Verwirklichung der Programmziele 
gewährleisten. 

5.1.2 Änderung der Liste von Krankheiten und Zoonosen, für deren Tilgung eine 
Finanzhilfe gewährt werden kann 

 Die Kürzung der Liste der für eine Kofinanzierung in Frage kommenden 
Krankheiten und Zoonosen würde die Effizienz und Wirksamkeit der 
Tilgungs-, Bekämpfungs- und Überwachungsprogramme verstärken. 
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5.1.3 Integriertes EDV-System für das Veterinärwesen 

 Eine Finanzhilfe zur Einführung, Entwicklung, Verwaltung, Errichtung und 
Unterhaltung eines integrierten EDV-Systems für den Handel mit und die 
Einfuhr von lebenden Tieren und Erzeugnissen tierischen Ursprungs 
garantiert die ordnungsgemäße Verwaltung des Systems. 

5.1.4 Erfassung und Verteilung von Informationen 

 Eine Harmonisierung der Vorschriften für Tiergesundheit, Tierschutz und 
Lebensmittelsicherheit lässt sich durch die Schaffung einer Datenbank 
leichter erreichen. 

5.2 Durch die Gemeinschaftsintervention bedingter Mehrwert, Kohärenz des 
Vorschlags mit anderen Finanzinstrumenten sowie mögliche Synergien 

5.2.1 Mehrjährige Tilgungsprogramme 

 Der Übergang von Jahres- zu Mehrjahresprogrammen gewährleistet eine 
bessere Programmverwaltung, eine genauere Beschreibung der Ziele der 
Tilgungsprogramme, eine verbesserte Prüfbarkeit und eine effizientere 
Mittelverwendung. 

5.2.2 Änderung der Liste von Krankheiten und Zoonosen, für deren Tilgung eine 
Finanzhilfe gewährt werden kann 

 Ein kürzeres Krankheitsverzeichnis fördert die Prioritätensetzung und eine 
effizientere Verwendung der verfügbaren Mittel. 

5.2.3 Integriertes EDV-System für das Veterinärwesen 

 Die Entwicklung eines integrierten EDV-Systems für das Veterinärwesen 
muss mit einer ordnungsgemäßen Verwaltung und kontinuierlichen 
Unterstützung einhergehen, wenn es langfristig Erfolg haben soll. 

5.2.4 Erfassung und Verteilung von Informationen 

 Die Erfassung und Verteilung von Informationen zur Tiergesundheit, zum 
Tierschutz und zur Lebensmittelsicherheit fördert die Harmonisierung der 
Tiergesundheitsgesetzgebung und die Verstärkung der Informationspolitik 
im Bereich der Tiergesundheit. 
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5.3 Ziele, erwartete Ergebnisse und entsprechende Indikatoren im Rahmen der 
ABM-Methodik 

Ziel 1: Einführung der Möglichkeit der Finanzierung von Programmen  
 auf mehrjähriger Basis 

Ziel 2: Änderung der Liste der Krankheiten, für deren Tilgung und/oder  
 Überwachung eine Finanzhilfe gewährt werden kann 

Ziel 3: Erstellung, Unterhaltung und Unterstützung EDV-gestützter Veterinär-  
 verfahren für den Handel 

Ziel 4: Erweiterung der Vorschriften über die Informationspolitik. 

 NUR DIE VERWIRKLICHUNG DER ZIELE 3 UND 4 ZIEHT ZUSÄTZLICHE 
DIREKTE KOSTEN ZULASTEN DES GEMEINSCHAFTSHAUSHALTS 
NACH SICH.  

5.4 Durchführungsmodalitäten (indikative Angaben) 

 Nachstehend ist darzulegen, welche Methode(n) für die praktische Durchführung 
der Maßnahme gewählt wurde(n). 

X Zentrale Verwaltung 

x direkt durch die Kommission 

 indirekt im Wege der Befugnisübertragung an ٱ

 Exekutivagenturen ٱ

 die in Artikel 185 der Haushaltsordnung bezeichneten, von den ٱ
Gemeinschaften geschaffenen Einrichtungen 

 innerstaatliche öffentliche Einrichtungen/privatrechtliche ٱ
Einrichtungen, die im öffentlichen Auftrag tätig werden 

 Geteilte oder dezentrale Verwaltung ٱ

 Auf Ebene der Mitgliedstaaten ٱ

 Auf Ebene von Drittländern ٱ

 Gemeinsame Verwaltung mit internationalen Organisationen (präzisieren) ٱ

 Relevante Bemerkungen: 
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6. ÜBERWACHUNG UND BEWERTUNG 

6.1 Überwachungssystem 

 Die Kommission verfügt bereits in diesem Stadium über alle elementaren 
Überwachungsinstrumente (Ständiger Ausschuss für die Lebensmittelkette und 
Tiergesundheit; Leiter der Veterinärdienststellen; Verbund der gemeinschaftlichen 
Referenzlaboratorien). 

6.2 Bewertung 

6.2.1 Ex-ante-Bewertung und Maßnahmen, die im Anschluss an eine Zwischen-
/Ex-post-Bewertung (unter Zugrundelegung früherer Erfahrungen) getroffen 
wurden 

 Die vorgeschlagenen Mehrjahresprogramme zur Tilgung von Krankheiten 
und Zoonosen wurden in mehreren Arbeitsgruppen mit den Mitgliedstaaten 
und insbesondere auf der Sitzung der Leiter der Veterinärdienststellen vom 
22. September 2004 erörtert. 

 Die Überwachung von Bewegungen lebender Tiere innerhalb der EU und 
von Einfuhren in die EU wurde vom Europäischen Parlament auf der 
Grundlage eines Berichts des Rechnungshofes empfohlen. 

6.2.2 Modalitäten und Periodizität der vorgesehenen Bewertung 

 Wie bereits erwähnt, stehen der Kommission Instrumente zur Verfügung 
(Ständiger Ausschuss für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit; Leiter 
der Veterinärdienststellen; Verbund der gemeinschaftlichen 
Referenzlaboratorien), um die verschiedenen Aktionen im Rahmen der 
Entscheidung 90/424/EWG des Rates jederzeit bewerten zu können. 

7. BETRUGSBEKÄMPFUNGSMASSNAHMEN 

Die Artikel 7 und 8 der Verordnung (EG) Nr. 1258/1999 des Rates über die 
Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpolitik gelten für alle unter die Entscheidung 
90/424/EWG des Rates fallenden Ausgaben. Somit können alle unter diese 
Entscheidung fallenden Transaktionen einer Ex-post-Prüfung unterzogen werden. 
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8.2 Verwaltungskosten 

8.2.1 Anzahl und Art der erforderlichen Humanressourcen 

Art der 
Stellen 

 Zur Durchführung der Maßnahme einzusetzende Humanressourcen – vorhandenes 
und/oder zusätzliches Personal (Stellenzahl/Vollzeitäquivalent) 

  Jahr n Jahr n+1 Jahr n+2 Jahr n+3 Jahr n+4 Jahr n+5 

A*/AD 5 5 5 5 5 5 Beamte 
oder 

Bedienstete 
auf Zeit16 
(17 01 01) 

B*, 
C*/AST       

Aus Artikel 17 01 02 
finanziertes Personal17 

      

Sonstiges, aus Artikel 
17 01 04/05 
finanziertes Personal18 

 
     

INSGESAMT 5 5 5 5 5 5 

 

8.2.2 Beschreibung der Aufgaben, die im Zuge der vorgeschlagenen 
Maßnahme auszuführen sind 

 Prüfung der technischen und finanziellen Berichte, Vorbereitung der 
Mittelbindungen und Übergang zur Zahlung 

8.2.3 Herkunft der damit betrauten Humanressourcen (Statutspersonal) 

 (Bei Angabe mehrerer verschiedener Quellen ist jeweils die Zahl der aus 
jeder Quelle stammenden Stellen anzugeben) 

x derzeit für die Durchführung des Programms, das ersetzt oder 
verlängert werden soll, zugewiesene Stellen 

 im Rahmen des APS/HVE-Verfahrens für das Jahr n vorab 
zugewiesene Stellen 

 im Rahmen des anstehenden neuen APS/HVE-Verfahrens 
anzufordernde Stellen 

 innerhalb des für die Verwaltung zuständigen Dienstes neu zu 
verteilende vorhandene Stellen (interne Personalumsetzung) 

                                                 
16 Die Kosten hierfür sind NICHT im Referenzbetrag enthalten. 
17 Die Kosten hierfür sind NICHT im Referenzbetrag enthalten. 
18 Die Kosten hierfür sind im Referenzbetrag enthalten. 
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 für das Jahr n erforderliche, jedoch im Rahmen des APS/HVE-
Verfahrens für dieses Jahr nicht vorgesehene neue Stellen. 

8.2.4 Sonstige im Referenzbetrag enthaltene Verwaltungsausgaben (XX 01 
04/05 – Verwaltungsausgaben) – – 

in Mio. € (gerundet auf 3 Dezimalstellen) 

Haushaltslinie 
(Nummer und Bezeichnung) Jahr n Jahr 

n+1 
Jahr 
n+2 

Jahr 
n+3 

Jahr 
n+4 

Jahr n+5 und 
Folgejahre 

INS-
GESAMT 

1. Technische und 
administrative Unterstützung 
(einschließlich 
Personalkosten) 

 

     

 

Exekutivagenturen19        

Sonstige technische und 
administrative Unterstützung        

– intra muros         

– extra muros        

Ausgaben für technische und 
administrative Unterstützung insgesamt        

8.2.5 Im Referenzbetrag nicht enthaltene Personalausgaben und Nebenkosten 

in Mio. € (gerundet auf 3 Dezimalstellen) 

Art der Humanressourcen Jahr n Jahr n+1 Jahr n+2 Jahr n+3 Jahr n+4 
Jahr n+5 

und 
Folgejahre 

Beamte und Bedienstete auf 
Zeit (17 01 01) 0,108 0,108 0,108 0,108 0,108 0,108 

Aus Artikel 17 01 02 
finanziertes Personal (Hilfs-
kräfte, ANS, Vertragspersonal, 
usw.) 

(Angabe der Haushaltslinie) 

      

Personalausgaben und 
Nebenkosten insgesamt 
(NICHT im Referenzbetrag 
enthalten) 

0,108 0,108 0,108 0,108 0,108 0,108 

                                                 
19 Hier ist jeweils auf den Finanzbogen zum Gründungsrechtsakt der betreffenden Agentur zu verweisen. 
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Berechnung – Beamte und Bedienstete auf Zeit – – 

Hierbei sollte – soweit zutreffend - auf Ziffer 8.2.1 Bezug genommen werden. – – 

Berechnung – Aus Artikel XX 01 02 finanziertes Personal – – 

Hierbei sollte – soweit zutreffend - auf Ziffer 8.2.1 Bezug genommen werden – – 

8.2.6 Sonstige nicht im Referenzbetrag enthaltene Verwaltungsausgaben – – 

in Mio. € (gerundet auf 3 Dezimalstellen) – – 

 

Jahr n Jahr 
n+1 

Jahr 
n+2 

Jahr 
n+3 

Jahr 
n+4 

Jahr 
n+5 
und 

Folge
jahre 

INS-
GESAMT 

17 01 02 11 01 – Dienstreisen        

17 01 02 11 02 – Sitzungen und 
Konferenzen 

       

17 01 02 11 03 – Ausschüsse20         

17 01 02 11 04 – Studien und 
Konsultationen 

       

17 01 02 11 05 - 
Informationssysteme 

       

2. Sonstige 
Verwaltungsausgaben 
insgesamt (17 01 02 11) 

       

3. Sonstige administrative 
Ausgaben (unter Angabe der 
Haushaltslinie) 

       

Gesamtbetrag der 
Verwaltungsausgaben ausgenommen 
Personalausgaben und Nebenkosten 
(NICHT im Referenzbetrag enthalten) 

0 0 0 0 0 0 0 

Berechnung - Sonstige nicht im Referenzbetrag enthaltene Verwaltungsausgaben 

                                                 
20 Angabe des jeweiligen Ausschusses sowie der Gruppe, der dieser angehört. 


